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Der Reichskanzler gegen die Konſervativen?
Merſeburg, 15. Januar.

In der neueſten Ausgabe der „Berlin. Polit. Nachr.“, die,
wie bekannt, vielfach direkt aus den Kanzleien der höchſten Be
hörden Jnformationen erhalten, findet ſich nachſtehender Artikel,
von dem man annehmen kann, daß er direkt inſpiriert iſt; frei-
lich könnte es auch Redaktionsarbeit ſein.

Er lautet:
„Wie alle ſtaatserhaltenden Parteien ſind auch die Kon-

ſervativen von der Üüberzeugung durchdrungen, daß wir, ganz
beſonders im Reiche, eine ſtarke Regierung brauchen. So
unerläßlich dieſe Forderung iſt, ſo wenig kann es einem Zweifel
unterliegen, daß die den konſervativen Angriffen gegen den
Reichskanzler und Miniſterpräſidenten anſcheinend zugrunde
liegende Auffaſſung, die Regierung könne dadurch geſtärkt wer-
den, daß man ſie vor dem Lande zur Rechenſchaft zieht und
ihre Handlungen vorwiegend abfällig kritiſiert, gerade das Ge-
genteil deſſen bewirken muß, was dem wahren Bedürfnis und
dem Gebot der Stunde entſpricht. Für die Regierung trifft
das Wort, daß der Starke am mächtigſten allein iſt, jedenfalls
nicht zu; wie bei uns im Reiche die verfaſſungsmäßigen Zu-
ſtände gelagert ſind, wird vielmehr die Regierung in dem Maße
an Stärke gewinnen, wie es ihr gelingt, auch unter ſchwierigen
Verhältniſſen und in kritiſchen Momenten mit einer nationalen
Mehrheit zu arbeiten. Das iſt allerdings nur möglich, wenn
ſich die Parteien bewußt ſind, daß die Verantwortung für die
Führung der Reichsgeſchäfte nicht allein bei der Regierung
liegt. Den Parteien liegt es ob, und die Beſtimmung in Ar-
tikel 29 der Reichsverfaſſung weiſt ausdrücklich darauf hin
den engen Parteiſtandpunkt aufzugeben und das große Ganze
ins Auge zu faſſen, wenn es ſich darum handelt, bei geſetzgebe-
riſchen Fragen die beſte, im Sinne der vaterländiſchen Jnter-
eſſen beſte Löſung anzuſtreben. Daß es die konſervative Partei
daran hat fehlen laſſen, haben die beiden Reden des Miniſter-

präſidenten über ſeine Politik im Reich und ſeine Stellung ge-
genüber dem Reichstag dargelegt. Eine Paſſivität der
Regierung iſt allerdings bei verſchiedenen Anläſſen zutage
getreten. Aber es geſchah notgedrungen und die Zugeſtänd-
niſſe ſind doch, wenn man auf das Ende und auf das Ganze
ſieht, von verhältnismäßig geringer Bedeutung im Vergleich
zu dem, was tatſächlich erreicht wurde. Die Regierung we-
nigſtens trifft nicht der Vorwurf, daß ſie das große vaterlän-
diſche Werk des Wehrgeſetzes von 1913 auch nur einen Au-

Hwiſchen zwei Mühlſteinen.
Roman von Marie Stahl.

„Wie ſchön Sie ausſehen, das klaſſiſche Gewand iſt für Sie
das richtige“, bemerkte er und umfing ihre ganze Geſtalt mit
einem Blick warmer Bewunderung, der wie eine weiche, koſende
Welle über ſie hinging.

Das Ehepaar Kortenius hatte ſich unterdeſſen geeinigt, nie-
mand weiter zum Souper aufzufordern, denn nach dem er-
müdenden Tag war man abgeſpannt und wollte im kleinen
gemütlichen Kreis bleiben.

Der Abend, der nun folgte, brachte Erda ein ſo tiefes, rei-
ches Glücksempfinden, daß ihr alles ausgeſtandene Leid klein
und unweſentlich erſchien.

Kortenius verſtand es, in dem großen Büfetſaal das unge-
ſtörteſte Plätzchen zu erobern und eine auserleſene Speiſekarte
mit den beſten Weinmarken zuſammenzuſtellen. Erda wußte
zwar kaum, was ſie aß und trank, erholte ſich aber bei dem gu-
ten Mahl bald von aller Müdigkeit und fühlte jede Erden-
ſchwere weichen. Zu ihrer Freude ſah ſie, daß auch Frau Kor-
tenius ſich belebte und ſichtlich aufatmete. Teſſas Nähe und
Anweſenheit hatten wie ein Druck auf ihr gelegen mit der
Furcht, daß ſie aufs neue ihre Macht über den Gatten geltend
machen und ihn in ihre Netze ziehen könnte. Und als Korte-
nius ſich entfernt hatte und lange abweſend blieb, trübte ſich
ihre Stimmung mehr und mehr. Sie argwöhnte, er habe ſich
wieder mit Teſſa gefunden. Als ſie hörte, er ſei die ganze Zeit
über mit Speerholz zuſammen geweſen, heiterte ſich ihre Miene
faſt zu ſtrahlender Freude auf. Sie hatte erfahren, was Speer-
holz getan, den Bruch mit Teſſa herbeizuführen, und daß ihr
Gatte es jetzt trotzdem mit ihm hielt, bewies wohl zur Genüge
ſein Nachgeben und ſeine Einſicht, der Notwendigkeit ein Ende
zu machen. Der Glanz ihrer Augen und ihre aufblühenden

angen verrieten Erda, wie ſie ſich getäuſcht, wenn ſie ge
glaubt, gegen den Gatten erkaltet zu ſein. Es lag wohl in der
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genblick gefährdet habe. Die Regierung hat vielmehr, wenn
auch ſchweren Herzens und in einem überaus wichtigen Punkte
zweifellos gegen ihre beſſere Überzeugung, das Opfer ge-
bracht, das im Intereſſe unſerer politiſchen und militäriſchen
Machtſtellung, im Intereſſe unſerer Exiſtenz als Großmacht
unbedingt gebracht werden mußte. Damit hat die Regierung
ein Beiſpiel vaterländiſcher Treue und Opferfreudigkeit gegeben,
das leider nicht bei allen bürgerlichen Parteien Nachahmung
gefunden hat. Und doch hätte angeſichts der Alternative, ent-
weder Verzicht auf die Stellung und das Preſtige als Groß-
macht oder Verzicht auf ein anfechtbares, äußerſt ſtrittiges
Steuerprinzip, nicht einen Augenblick zweifelhaft ſein
dürfen, nach welcher Seite die Entſcheidung fallen mußte.
Wenn man die Entſchließung der Regierung in der Beſitz-
ſteuerfrage als Schwäche bezeichnen wollte, läge darin der Vor-
wurf, daß die Regierung, nur um unter keinen Umſtänden den
Eindruck der Schwäche aufkommen zu laſſen, unveräußerliche
Lebensintereſſen des Vaterlandes preisgegeben hätte! Einen
ſolchen Vorwurf wird auch der entſchiedenſte Gegner der Re-
gierungspolitik ſicherlich nicht zu erheben wagen. Jm übrigen
haben auch die Erklärungen des Miniſterpräſidenten über den
gegenwärtigen Stand der preußiſchen Wahlrechtsfrage
und den endgültigen Zuſammenbruch der welfiſchen Be-
we gung erkennen laſſen, daß die Beſchwerden und Vorwürfe,
es fehle der Regierung an genügender Stärke und Willenskraft,
in den tatſächlichen Verhältniſſen keine Begründung finden.
Vollends iſt nicht abzuſehen, wie ſolche Vorwürfe und Angriffe
gegen einen Staatsmann erhoben werden können, der vor
dem Herrenhaus die Aufrechterhaltung der unverminderten
Stärke der Armee unter königlicher Führung, und vor dem
Abgeordnetenhaus die Aufrechterhaltung der preußiſchen
Staatsmacht und des Preußentums in ſeiner bewährten, ge-
ſchichtlich gewordenen Eigenart proklamierte. Die Armee und
der preußiſche Staat ſind die beiden kraftvollſten Träger des
deutſchen Reichs- und Staatsgedankens, ſind die feſteſten und
verläßlichſten Stützen unſerer nationalen Zukunft. Deshalb hat
eine Regierung, die an die Erhaltung und Stärkung dieſer
Bürgſchaften ihre Kraft ſetzt, Anſpruch auf volles Vertrauen
und kraftvolle Unterſtützung bei allen denjenigen Parteien, die
mit ihr an den bewährten Grundſätzen ſtaatserhaltender Poli-
tik feſthalten.“

Die Auslaſſung der „Berlin. Polit. Nachr.“ ſoll ſich offen-
bar gegen die Rede des Grafen von HYorck im Herrenhauſe und

gegen die des Abgeordneten Winckler im Abgeordnetenhauſe
(Steuerprinzip) richten. Die „Berlin. Polit. Nachr.“ zielen of-
fenſichtlich direkt gegen die Konſervativen, das leuchtet ein, ſie
gehen aber nicht zum Angriff über, ſondern ſie wehren nur
Angriffe ab. Vielleicht liegt hierin ein Symptom für die
nächſte Zukunft, für Dinge, die ſich augenblicklich noch nicht klar
erkennen laſſen, ſondern ſich erſt vorbereiten.

Leipzig, 15. Januar. Jn einem Artikel, der ſich mit der
derzeitigen politiſchen Stellung des Reichskanzlers beſchäftigt,
ſchreiben u. a. die „Leipz. Neueſt.““ „Nur in einem Punkte
blieb er ſiegreich: Wenn die jüngſte Steuergeſetzgebung die
Rechte der Einzelſtaaten verletzte, ſo lag die vornehmſte Schuld
nicht bei ihm, ſondern bei jenen Parteien, bei den Konſervati-
ven und dem Zentrum z„die durch die Ablehnung der Erbſchafts-
ſteuern ihn zwangen, den unwillkommenen Weg zu betreten,
direkte Steuern für das Reich zu fordern. Aber gerade mit
dieſer Feſtſtellung wird er den Zorn der Rechten nur noch
ſchüren, die Geſchichte aller Kanzler nach Bismarck aber hat es
erwieſen, wie ſchwer der Groll dieſer kleinen, aber mächtigen
Partei auf dem Schickſal eines leitenden Staatsmannes laſtet.
Oder ſind Graf Caprivi und Fürſt Bülow nicht dem grollenden
Achilleus der Rechten zum Opfer gefallen? Und iſt unter all
den Kämpfen, die ſelbſt Fürſt Bismarck zu führen hatte, einer
ſo ſchwer geweſen wie der Kampf gegen die konſervativen De-
klaranten?“

Reichskag gegen Herrenhaus.
Berlin, 14. Januar.

Jm Reichstag gab heute vor Eintritt in die Tagesordnung
der Präſident Dr. Kaempf folgende Erklärung ab:

„Jn der letzten Sitzung des Herrenhauſes hat ſich ein Mit-
glied desſelben dahin geäußert, daß die Art, wie der Wehrbei-
trag aufgenommen wurde, darauf ſchließen ließe, daß die na-
tionale Geſinnung überall im Anwachſen begriffen ſei, daß aber
die berufene Vertretung des deutſchen Volkes jene Geſinnung,
die in der Wählerſchaft lebendig geweſen ſei, habe vermiſſen
laſſen. (Zuruf bei den Sozialdemokraten Unerhört!)) Es
ſteht ſelbſtverſtändlich den Landtagen der einzelnen Bundes-
ſtaaten das Recht zu, Kritik an dem Verhalten des Reichstages
zu üben, ebenſo wie der Reichstag dieſes Recht gegenüber den
Landtagen der einzelnen Bundesſtaaten für ſich in Anſpruch
nimmt. Wenn aber dem Reichstag der Vorwurf gemacht wird,
daß er nationale Geſinnung habe vermiſſen laſſen, ſo liegt
hierin namentlich auch angeſichts der Tatſache, daß das Geſetz

Natur dieſer Frau, daß ſie da, wo ſie einmal ihre ganze Seele
verſchenkt, nie mehr loskommen konnte.

Kortenius zeigte ſich heute von der beſten Seite und erwies
ſeiner Frau Rückſichten, die faſt herzlich waren; jedenfalls lag
ihm daran, ſich die gute Meinung des Profeſſors zurückzugewin-
nen. Vielleicht hatte auch ein kleines Rencontre, das er mit
Teſſa gehabt, dazu beigetragen, ihn die Dinge im rechten Lichte
ſehen zu laſſen. Jm Gewühl waren ſie ſich begegnet, er paßte
den Augenblick ab, wo ſie zufällig allein war, denn begrüßen
mußte er ſie doch. Er hatte ihr die Hand geküßt und bittend ge-
ſagt: „Wir bleiben doch Freunde fürs Leben?“

„Es kommt auf dich an, ich werde dich wohl noch manch-
mal brauchen“, antwortete ſie gleichmütig und gab ihm dabei
deutlich zu verſtehen, was ſie unter dieſer Freundſchaft ver-
ſtand.

„Du haſt hoffentlich eingeſehen, daß ich in einer Zwangs-
lage bin“, bemerkte er darauf; denn obgleich ihre kühlen Worte
ihn verletzten, konnte er ſich nicht dem Zauber entziehen, den
ihre Perſon ſtets auf ihn ausübte. Die Atmoſphäre dieſer
Frau, die ein Gemiſch höchſten Raffinements und feinſter Sen-
ſualität war, blieb für ihn verhängnisvoll. Er genoß ſie mit
jeder Fiber und mit jedem Nerv, es gehörte das Verſtändnis
des ausgelernten Feinſchmeckers dazu, um ſie ganz auszukoſten.
Eine ähnliche Anziehung hatte in ſeinem ganzen Leben nur
ſeine Gattin auf ihn ausgeübt, nur daß ihre außerordentliche
exkluſive Sinnesverfeinerung mehr auf ſeeliſchem Gebiete lag
und ſich vergeiſtigte, während bei Teſſa Reales und Äſthetiſches
reſtlos aufging.

„Lieber Klemens“, erwiderte Teſſa mit ihrem abgründig-
ſten Lächeln, „das ganze Leben iſt eine Zwangslage, ſeitdem
wir aufgehört haben, uns gegenſeitig aufzufreſſen und papie-
rene Geſetze machten. Es kommt nur darauf an, wieviel Kraft
und Mut der einzelne aufbringt, um zur Freiheit zurückzufin-
den über die Zäune und Schranken der ſogenannten Kultur
hinweg, die nichts iſt als ein ſicherer Stall für das Herdenvieh.

Es gibt da noch ein Königreich für die Starken, die überragen-
den, aber wenige wiſſen es und noch wenigere finden den Weg.
Und wenn ſie ihn finden, ſchrecken ſie vor den Gefahren zurück,
denn er wird von den gift geſchwollenen Drachen Neid, Bosheit
und Philiſtertugend bewacht. Jch hielt dich für den Starken,
der die Stalltür einſchlagen, Schloß und Riegel ſprengen und
die grüne Wieſe unter freiem Himmel finden würde, bis ich
erfuhr, daß auch du nur ein Angſtmeier und ganz zahmer Krip-
penhengſt biſt, der den warmen Stall der friſchen Himmels-
luft vorzieht. Zuerſt war mein Zorn über dieſe Enttäuſchung
ſo groß, daß ich dich zum Tode verurteilte. Aber du kannteſt
mich und ſuchteſt zur rechten Zeit Schutz vor mir. Jch ging
mit geladenem Revolver in dein Haus und wollte dich nieder-
ſchießen. Nachträglich bin ich froh, daß nicht eine Tragödie,
ſondern eine Farce aus der Sache wurde. Sie verdient ſo große
Emotionen nicht. Es wäre widerſinnig, einen braven Bour-
geois den Tod eines Liebeshelden ſterben zu laſſen. Es ſteht
ihm viel beſſer an, ſich mit Paſteten und getrüffeltem Puter Le-
berverdickung anzumäſten. Du biſt ſicher vor mir, ich werde
deinem unabwendbaren Schickſal nicht vorgreifen.“

Berlin, 14. Januar. Jm Hauſe Röntgenſtraße 11 in Char-
lottenburg hat am Dienstag abend die Frau des Briefträgers
Wegener ſich und ihre beiden Knaben vergiftet. Frau Wege-
ner und das jüngſte Kind ſind tot, der 6jährige Knabe wurde
noch lebend aufgefunden und nach dem Krankenhauſe gebracht,
wo er in bedenklichem Zuſtande darniederliegt. Frau Wege-
ner lebte mit ihrem Manne bis vor kurzem in gutem Einver-
nehmen. Zwiſtigkeiten zwiſchen den Eheleuten entſtanden, als
eine andere Frau in den Kreis der Familie trat. Frau Wege-
ner glaubte ſich zurückgeſetzt und hat am Dienstag abend den
Vorſatz gefaßt, ſich und ihre Kinder aus dem Leben zu ſchaffen.

Berlin, 13. Januar. Ein Brauer, der mit ſeiner Frau
Streit hatte, warf dieſelbe aus dem dritten Stockwerk zum
Fenſter hinaus. Die Frau wurde, da ſie ſchwer verletzt war,
ins Krankenhaus gebracht, der Täter kam in Haft.
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Hummer 13. 1914. Merſebur er Kuisbiatt nel „Jlluſtr. Sonnt. gsblett. Freitag, den 16. Januar
über den Wehrbeitrag vom Reichstage mit überwältigender
Majorität angenommen worden iſt, eine Beleidigung des
Reichstages (Zuſtimmung), die ich von dieſer Stelle aus mit
aller Entſchiedenheit zurückweiſe. (Lebhafter Beifall.)

Graf Yorck von Wartenburg hatte in ſeiner Herrenhaus-
rede davon geſprochen, daß das Nationalitätsgefühl in dem Er-
innerungsjahre 1913 nicht denjenigen Aufſchwung genommen
habe, den man von ihm erwartet hatte. überall, auf dem
flachen Lande, in den kleineren Städten und auch in den Groß-
ſtädten bis in die extrem liberalen und mittleren Volksſchichten
hinein habe patriotiſche Geſinnung und Anhänglichkeit gegen
das Herrſcherhaus und die Bereitwilligkeit vorgeherrſcht, für
die Ehre des Vaterlandes auch die ſchwerſten Opfer zu brin-
gen. Dann fuhr er fort: „Die Art, wie der Wehrbeitrag vom
Reichstag aufgenommen und bewilligt wurde, ließ darauf ſchlie-
ßen, daß die nationale Geſinnung überall im Wachſen begriffen
ſei. Leider iſt aber die notwendige Verſtärkung der Armee
nicht ohne die widerwärtigſten Debatten, nicht ohne wieder
holte Verſuche des Eingriffs in die Kommandogewalt, nicht
ohne ſonſtige höchſt bedenkliche Konſequenzen zuſtande gekom-
men. Die Demokratie verſuchte bei dieſer Gelegenheit auf
Koſten der Regierung und des Kaiſers ihre Macht zu vergrö-
ßern, und zwar auch auf Koſten der Einzelſtaaten!“ Mit
ausdrücklichen Worten hat alſo Graf von Wartenburg dem
Reichstage die nationale Geſinnung nicht abgeſprochen.

Abgeordnetenhaus.
Berlin, 14. Januar.

In der heutigen Sitzung wurde über den Etat debattiert.
Abg. Freiherr von Zedlitz (frkonſ.): Die Erklärung

des Miniſterpräſidenten in der Welfenfrage wird zweifel
los alle Parteien des Hauſes befriedigen und der welfiſchen Agi-
tion in Hannover den Boden abgraben. (Beifall.) Auch wir
wünſchen eine Verlängerung der Friſt für die Abgabe der De-
klaration zum Wehrbeitrag. Die preußiſche Steuerver-
waltung hat ſich für die große Arbeit aus dem Wehrbeitrag
und der Ergänzungsſteuer anſcheinend nicht genügend gerüſtet,
vielleicht können die Arbeitskräfte noch nachträglich vermehrt
werden. Über die Frage der Aufhebung der Steuerzu-
ſch läge können wir uns heute noch nicht entſcheiden, das muß
einer Neuordnung der Einkommenſteuer vorbehalten bleiben.
Auch das Weichen der Konjunktur gebietet Vorſicht. Wenn
die jetzige Zoll- und Wirtſchaftspolitik erhalten bleibt, wird es
uns gelingen, die ſchwache Konjunktur zu überwinden. Jn der
W ahlreform ſtehe ich auf dem Standpunkt der Regierung.
Beim letzten Wahlkampf hat ſich gezeigt, daß ein dringendes
Verlangen in der Bevölkerung, Hals über Kopf das Wahlrecht
zu reformieren, nicht vorhanden iſt. Daß ein paar bürgerliche
Mandate an die Sozialdemokraten verloren gegangen ſind, wird
weitaus durch die Stärkung der wahrhaft nationalen Richtung
innerhalb der nationalliberalen Partei aufgewogen. (Heiter-
keit.) Die Arbeiterklaſſe hat in dem Reichstagswahlrecht genug.
Lachen links.) Sie (zu den Sozialdemokraten) wollen ja nur
die Klaſſenherrſchaft. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.
Wir wollen Freiheit und Recht. (Abg. Hoffmann: Zedlitz und
Freiheit! Heiterkeit.) Es liegt dringend im Intereſſe des
Reichs und der Reichspolitik, daß Preußen in ſeiner Eigenart
als feſtgefügte Monarchie erhalten bleibt. Beifall rechts.) Da-
zu gehört auch das preußiſche Wahlrecht, denn das iſt eine
preußiſche Eigenart. (Zuruf links: Allerdings!) Die Sozial-
demokratie hat im Reichstag mit ihrem Votum vom 4. Dezem-
ber vorigen Jahres inſofern einen erſten größeren Erfolg er-
zielt, als ſie bei der Aktion die leitende Stellung eingenommen
hat; die bürgerlichen Parteien der Mitte haben ſich verleiten
laſſen. (Sehr richtig! rechts, große Unruhe und Widerſpruch
in der Mitte und links.) Kollege Röchling hat geſtern in nicht
mißzuverſtehender Weiſe das erkennen laſſen. (Abg. Hoffmann
ruft: Bravo Röchling!) Die Sozialdemokratie geht darauf
aus, die Macht des Reichstags auf die kaiſerliche Kommando-
gewalt auszudehnen. Wenn ſich die Sozialdemokratie auch
gemauſert hat und nicht mehr, wie der alte Liebknecht noch
ſagte, das letzte Ziel in der Errichtung des Zukunftsſtaates mit
der Revolution auf der Straße verfolgt, ſondern, wie Lieb-
knecht junior uns hier gedroht hat, die Feſte des Staates mit
dem Generalſtreik auszuhungern gedenkt, ſo iſt gerade deshalb
das Heer auch eine zuverläſſige Waffe gegen den inneren
Feind. (Sehr richtig! rechts, Unruhe bei den Sozialdemokra-
ten.) Die Frage der Rechtsbeſtändigkeit der Kabinettsor-
der von 1820 muß unterſuchut werden. (Zuruf bei den So-
zialdemokraten: Frei nach Jagow!) Für die Frage, ob die
Kabinettsorder Geſetzeskraft hat, iſt entſcheidend, ob ſie ein
Geſetz oder lediglich eine adminiſtrative Anordnung iſt. Jm
letzteren Falle könnte ſie als weiter gültig nicht angeſehen wer-
den. Jn den über 60 Jahren nach Erlaß der Verfaſſung iſt in
Preußen niemals von ihr Gebrauch gemacht worden, weil die
preußiſchen Zivilbehörden ihre Pflicht kannten und getan ha-
ben. (Lebhafter Beifall rechts, Unruhe links.) Wenn heute in
Elſaß-Lothringen davon Gebrauch gemacht worden iſt, ſo iſt
eben die dortige Verwaltung im vorliegenden Falle nicht auf
der Höhe der preußiſchen geweſen. (Sehr richtig! rechts.) Hof-
fentlich wird der Reichskanzler die elſaß-lothringiſche Beamten-
ſchaft an Haupt und Gliedern reformieren. (Lebhafter Beifall
rechts.) Die Wirkungen des ſogenannten Mißtrauensvotums
vom 4. Dezember ſtellte die demokratiſche Preſſe ſo dar, als ſei
der Reichskanzler ein vom Mißtrauensvotum geknickter Mann.
Dieſen Eindruck habe ich geſtern nicht erhalten. So friſch und
kräftig habe ich den Reichskanzler noch nicht geſehen. Wenn
die demokratiſche Linke des Reichstages hofft, die Parlaments-
regierung dem Bundesrat und der Reichsregierung aufzuzwin-
gen, die Exekutive zu beſchränken, die Umwandlung des Reichs-
tages in einen unitariſchenKonvent anzubahnen, ſo beruht dieſe
Hoffnung entſchieden auf der Schwäche, die die Regierung ver-
ſchiedentlich gegenüber den Anſprüchen des Reichstages gezeigt
hat. Der demokratiſchen Linken des Reichstages iſt dadurch
der Kamm geſchwollen, und ſie glaubt, den Kampf um die
Macht mit der Regierung aufnehmen zu können. Wir fordern,
daß im Bundesrat ſich der Einfluß Preußens voll geltend macht
und daß dafür geſorgt wird, daß der preußiſche Einfluß im
Reiche voll erhalten bleibt, nicht nur im Jntereſſe Preußens,
ſondern im Jntereſſe des Reiches. Lebhafter Beifall rechts.)

Finanzminiſter von Lentze: Ich bin bereit, die Friſt
für die Abgabe der Vermögenserklärung für den Wehrbeitrag
bis zum 31. Januar zu verlängern. (Beifall.) Jn den Aus
führungs anweiſungen des Bundesrats iſt den einzelnen Staa-
ten auferlegt worden, die Vermögenserklärungen bis zu dieſem
Termin einzuziehen. Eine Verlängerung darüber hinaus kann
nur dann erfolgen, wenn im einzelnen Falle nachgewieſen
wird, daß eine Verlängerung abſolut notwendig iſt. Es liegt
auch im Intereſſe des preußiſchen Staates und der Steuer-
zahler, dieſe Erklärung nicht allzuweit hinauszuerſtrecken, da
mit der Erklärung zu dem Wehrbeitrag auch die Einkom-
menſteuer verbünden wird, und dieſe würde ſo über Ge-
bühr hinausgezogen werden. Auch würden beide Steuern
dann nicht hintereinander fällig werden. Der Grundbeſitzer
braucht ja an ſich keine weitere Erklärung abzugeben, als die
Angabe, ob der Ertragswert oder der gemeine Wert ſeines
Grundbeſitzes zugrunde gelegt werden ſoll. Nur diejenigen
Perſonen, welche ein größeres Gewerbe betreiben, haben, je
nachdem ſie ihre Bilanz für 1912 oder 1913 zugrunde legen
wollen, verſchiedene Wege: Wer die Bilanz von 1912 zugrunde
legt, hat ſchon alle Zahlen und kann die Erklärung abgeben.
Wer die Bilanz für 1913 benutzen will, kann einen entſprechen-
den Antrag auf Hinausſchiebung des Termines ſtellen, die ihm
dann gewährt wird. Gewiß war es ſeinerzeit die Abſicht des
Abgeordnetenhauſes, daß die Steuerzuſchläge nur auf Zeit be-
willigt wurden, und daß ſie, wenn ſie nicht mehr notwendig
wären, herabgeſetzt würden. Dem hat aber die Regierung hef-
tigen Widerſtand entgegengeſetzt. Sie machte das Zuſtande-
kommen der Beamtenbeſoldung davon abhängig, daß die
Steuerzuſchläge dauernd bewilligt würden. Sie ſollten in eine
Finanzgeſetznovelle hineingearbeitet werden, die Jhnen vor 2
Jahren auch vorgelegt wurde. Ich habe eine Aufhebung der
Steuerzuſchläge nicht in Ausſicht geſtellt. Die Finanzlage war
auch weder im vorigen, noch in dieſem Jahre derart, daß man
ſie in Wegfall kommen laſſen könnte. Wir haben ja auch keine
anderen Steuerquellen. Dazu kommt, daß noch ein ziemlich
ſtarker neuer Bedarf vorliegt, durch die Abänderung der Be
ſoldungsordnung und durch den hier im Hauſe verſchie-
dentlich verlangten Ausgleich der Kommunallaſten, der ſich auch
nur ermöglichen läßt, wenn der Staat in ſeine Taſche hinein-
faßt. Es muß ein Finanzprogramm geſchaffen werden. Eine
geſetzliche Bindung ſoll nicht ſtattfinden. Jch hoffe, daß das
hohe Haus daran mitwirken wird.

Abg. Dr. Wiemer (Vp.) polemiſiert gegen die Rechte
und fragt den Miniſter des Jnnern, welche Schritte er gegen
den Berliner Polizeipräſidenten von Jagow wegen deſſen Ex
tratour in der Zaberner Affäre zu tun gedenkt.

Miniſter des Jnnern von Dallwitz Jch habe aus An-
laß der Sturmflutſchäden an den pommerſchen Küſten
Erhebungen über den Umfang des entſtandenen Schadens an-
geordnet und zugleich nicht unerhebliche Mittel zur Linderung
der erſten Not zur Verfügung geſtellt. (Lebhafter Beifall.)
Zum erhöhten Schutz der Arbeitswilligen habe ich die
Oberpräſidenten aufgefordert, Verfügungen zu erlaſſen, die die
Schutzleute ermächtigen, gegen Streikpoſten einzuſchreiten, nicht
bloß, wenn ſie den Verkehr hemmen, ſondern auch, wenn die
Arbeitswilligen in Gefahr geraten. Die Jnitiative zu einer
Wahlrechtsrefornm ſollte nun, nachdem der Entwurf der
Regierung abgelehnt worden iſt, von den Parteien ergriffen
werden, die das größte Jntereſſe daran haben, alſo von den
Freunden des Abg. Dr. Wiemer. Der Polizeipräſident von
Ja go w hat die Bildung einer Berufsvereinigung von Schutz
leuten nicht genehmigt, da es ſich um eine militäriſche Truppe
handelt, deren Diſziplin aufrechterhalten werden muß, und die-
ſer Standpunkt iſt von der Regierung genehmigt worden. Der
Polizeipräſident von Jagow hat, wie hier bemängelt worden iſt,
aus Anlaß der Verurteilung eines Militärs mit Namensunter-
ſchrift, aber ohne Amtscharakter, in einer hieſigen Zeitung ein
Urteil abgegeben. Für die Beurteilung, ob dieſes Vorgehen
einen Eingriff in ein ſchwebendes Verfahren und eine angeb-
liche Beurteilung des Richterkollegiums iſt, iſt doch von Be-
deutung, daß ein ſolcher Eingriff doch nur von einer übergeord-
neten Behörde ausgehen kann, aber nicht von einem amtlich in
dieſer Sache völlig unbeteiligten Beamten. Man kann es
nicht gutheißen, wenn Beamte in ein ſchwebendes Verfahren
ohne zwingenden Grund und noch dazu in einem noch nicht ab-
geſchloſſenen Gerichtsverfahren in der politiſchen Tagespreſſe
kritiſche Bemerkungen knüpfen, ſelbſt dann nicht, wenn dieſe
Bemerkungen rein juriſtiſchen Charakters ſind. Richterlichen
Behörden gegenüber muß Zurückhaltung Platz greifen. Je hö-
her die Stellung des Beamten iſt, um ſo höher empfiehlt es ſich
auch, die Linie der Zurückhaltung zu ziehen, ſchon aus der ge-
botenen Rückſicht auf Andersdenkende und übergeordnete Be-
hörden. Wenn von mir nun aber Auskunft über etwaige
Vorhaltungen verlangt wird, die aus Anlaß eines derartigen
Falles dem betreffenden Beamten gemacht worden ſeien, ſo
muß ich ein derartiges Verlangen mit aller Beſtimmtheit ab
lehnen, weil das in Preußen nicht üblich iſt, interne dienſt-
liche Vorkommniſſe in der Offentlichkeit zu erörtern, und weil es.
allein Sache des Reſſortchefs iſt, ob und in welcher Weiſe er
den ihm unterſtellten Beamten ſeine Zuſtimmung oder ſeinen
Diſſens aus Anlaß eines Einzelfalles zu erkennen geben will.
(Lebhafter Beifall, Unruhe und Zurufe links.)

ſonsälteſte bei einem die öffentliche Ruhe bedrohenden Auftritt,
wenn nach ſeiner Meinung die Zivilbehörde mit Requiſition zu
lange zögert, die Polizeigewalt (Oberſt Reutter nannte es irr
tümlich Belagerungszuſtand) übernehmen. Allein dieſe Order

ſie iſt eine Verordnung, kein Geſetz, weil nicht in der Ge
ſetzſammlung verkündigt gilt weder in Preußen noch in El
ſaßLothringen, in Preußen nicht gemäß preußiſcher Verfaſſung
Art. 109, weil ſie Art. 36 der Verfaſſung zuwiderläuft; in Elſaß-
Lothringen nicht, weil hier weder Art. 36 der preußiſchen Ver-
faſſung noch die Order von 1820 eingeführt wurde. Allein
dem Oberſt kann die Kenntnis dieſer Rechtslage nicht zuge-
mutet werden, weil die Order von 1820 noch in dem Neudruck
der Dienſtvorſchriften für die preußiſche Armee von 1899 ſteht.
Alſo ſubjektive Freiheit von Strafe. Anders liegt die Sache
mit dem längeren Feſthalten, um durch eigene Vernehmung
Beweismittel für Verurteilungen ſicherzuſtellen und um neuen
Auftritten, wie ſie bei der Überführung in der Nacht zu befürch-
ten ſein konnten, vorzubeugen. Hier hat das Gericht Handeln
in guter Abſicht und in gutem Glauben verwechſelt. Bei dem
klaren Wortlaut der Kabinettsorder läßt ſich inſoweit nicht
mehr von fahrläſſiger Überſchreitung der Amtsbefugniſſe reden.
Die Kabinettsorder erlaubt und verpflichtet den Befehlshaber,
den Befehl zu übernehmen, bis die durch den Auftritt geſtörte
Ruhe wieder hergeſtellt iſt. Das Recht, die Polizei zu behalten,
um neuen Auftritten vorzubeugen und Beſtrafungen ſicherzu-
ſtellen, verleiht die Order nicht. Somit hat der Oberſt in guter
Abſicht, aber vorſätzlich eine fremde Amtsbefugnis behalten und
widerrechtlich die Freiheit entzogen. Das Verhalten eignet ſich
zur Begnadigung, nicht aber zum Freiſpruch.

Berlin, 14. Januar. Jnfolge der Zaberner Vorfälle hat
der Reichskanzler von dem Statthalter Bericht erbeten über
die zur Beſeitigung der vorhandenen Kompetenzkonflikte zwi-
ſchen Kommunalbehörden und dem Militär zu ergreifenden
Maßnahmen. Außer gegen den Kreisdirektor von Unterelſaß
ſind auch gegen die Stadtbehörden von Zabern einſchließlich
der Polizei Diſziplinarverfahren von Amtswegen eingeleitet.
Der Geſetzentwurf auf Verſchärfung der Strafbeſtimmungen ge-
gen die Hetztätigkeit der fremdſprachlichen Zeitungen im Reichs-
land ſoll noch in dieſem Monat im Bundesrat, wo es bereits
ſeit Ende November vorliegt, verabſchiedet werden.

Straßburg, 14. Januar. Die oberſte Landesbehörde er-
ſuchte die Polizeibehörden des Reichslandes um Bericht über
die im Elſaß als Berichterſtatter tätigen franzöſiſchen Journa-
liſten.

Straßburg, 14. Januar. Jm Prozeß gegen Oberſt von
Reutter verzichtete der Gerichtsherr auf Einlegung der Beru-
fung, womit das freiſprechende Urteil rechtskräftig geworden iſt.

Frankfurk, 14. Januar. Jn Sachen des veröffentlichten
Kronprinzentelegramms an Oberſt von Reutter iſt von der kai-
ſerlichen Staatsanwaltſchaft in Zabern das Ermittelungsver-
fahren gegen Unbekannt eingeleitet. Die Vorerhebungen ha-
ben ergeben, daß die erſte Nachricht über das geſandte Tele
gramm nur durch Vertrauensbruch einer amtlichen Stelle in
den Beſitz des Straßburger Korreſpondenten der Frankfurter
Zeitung gelangt ſein kann.

Ein Mordanſchlag auf Scherif Paſcha.
Die Kugel und der Dolch ſind ſtets die wirkſamſten Mittel

geweſen, mit denen die Jungtürken ihre politiſchen Gegner nie-
dergekämpft haben. Jetzt trifft die Kunde von einem neuen,
glücklicherweiſe nicht gelungenen Mordanſchlag ein, der auf das
Konto des „Komitees für Einheit und Fortſchritt“ geſetzt wer
den muß.

Am Mittwochvormittag iſt in Paris auf den Führer der
radikalen türkiſchen Partei, den General Scherif Paſcha, den
ehemaligen türkiſchen Geſandten in Stockholm, ein Mordan-
ſchlag in ſeiner Wohnung verübt worden. Ein junger Menſch
erſchien daſelbſt und verlangte dringend, von Scherif Paſcha em
pfangen zu werden. Der Kammerdiener des Generals verwei-
gerte dies, worauf der junge Mann einen Revolver auf ihn
abfeuerte und ihn verwundete. Jnfolge des Knalls eilte der
Schwiegerſohn Scherif Paſchas, Salil, herbei und tötete den An
greifer, deſſen Jdentität bisher nicht feſtgeſtellt werden konnte,
durch einen Revolverſchuß. Es handelt ſich allem Anſchein nach
um ein politiſches Attentat. Scherif Paſcha gibt in Paris ſeit
einigen Jahren eine Zeitſchrift unter dem Titel „Mechereu-
tiette“ heraus, in der das jungtürkiſche Komitee für Einheit und
Fortſchritt aufs heftigſte befehdet wird. Scherif Paſcha iſt übri
gens vor Jahresfriſt von der jungtürkiſchen Regierung zum
Tode verurteilt worden.

Deutſches Keich.
Berlin, 14. Januar. (Hofnarchichten.) Seine Majeſtät der

Kaiſer hörte geſtern im Neuen Palais mehrere militäriſche
Vorträge. Nähere Nachrichten liegen nicht vor. ß

Neuwied, 14. Januar. Jn der Preſſe wurde erwähnt, daß
der Tag der Ankunft des Prinzen Wilhelm zu Wied in Du-
razzo bereits feſtgeſetzt ſei und zwar auf den 20. Januar. Wie
die „Neuw. Ztg. aus guter Huelle erfährt, kann von der Feſt
ſetzung irgend eines Termins der Ankunft in Durazzo keine
Rede ſein. Die Zurückhaltung dürfte damit begründet ſein, daß
die internationale Anleihefrage noch der Erledigung harrt.

Sobald dieſe durchgeführt wird, ſteht dem Empfang der alba-
niſchen Delegation nichts im Wege. Der Empfang findet vor
ausſichtlich in Neuwied ſtatt.

Das Urteil im Prozeß von Reutter
wird von dem Staatsrechtslehrer Profeſſor Dr. Rehm in der
„Straßb. Poſt“, wie folgt, gloſſiert:

„Das Gericht war kein Dienſt- und kein Ehrengericht. Es
hatte alſo nicht zu prüfen, ob der Oberſt eine Dienſtpflicht oder
Standesehre verletzt hat. Sondern es war ein Strafgericht.
Hier iſt meine Meinung: Das Kriegsgericht hat die Frage des
ſtrafbaren Verhaltens richtig entſchieden bis zu dem Augen
blicke, wo das Feſthalten im Keller ein längeres wird. Die
Verhafteten durften nicht zur genauen Vernehmung und über
Nacht feſtgehalten werden. Bis dahin deckt den Oberſt verwal-
tungsrechtlicher Jrrtum, nach der Unterredung mit dem Regie-
rungsamtmann nicht mehr. Vorher war das Vorgehen nur
objektiv unrechtlich. Nach der Kabinettsorder vom 17. Oktober
1820, die der Hffentlichkeit unbekannt war, kann der Garni-

Provinz und Umgegend.
Mücheln, 13. Januar. Die Stadtverordneten lehnten den

Antrag des Magiſtrats auf Genehmigung von 10 000 Mark
zum Bau der elektriſchen Kleinbahn Merſeburg-- Mücheln ab,
da für die Geſchäftsleute Schädigungen durch die neue Bahn-
linie erwartet werden.

Schkeuditz, 12. Januar. über die heutige Sitzung der
Stadtverordneten ſchreibt u. a. das „Wochenbl.“: Das Elſter
talbahn Projekt lebt wieder auf und zwar hat ſich der Herr
Landrat dieſes Unternehmens, das ſchon viele Jahre ſchwebt,
mit beſonderer Aufmerkſamkeit angenommen. Nach einem
Schreiben haben die intereſſierten Gemeinden ſich vorwiegend
zu größeren Beitragsleiſtungen bereit gefunden, beſonders im
Saalkreis, nur der Mreſeburger Kreis zeigte etwas Zurückhal-
tung, da hier erhebliche Landerwerbungen in Frage kommen.
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1910 hatte ſich die Stadt Schkeuditz nicht dazu bereitfinden kön-
nen, die Landerwerbskoſten, die ſich auf 100- bis 150 000 Mark
belaufen, zu übernehmen. Wohl aber ſollten 69 000 Mark Ak-
tien der Bahn übernommen werden. Nun hat ſich das Bild
etwas verſchoben. Die Auenorte zeigen erneutes Intereſſe an
dem Projekt und auch Schkeuditz ſteht ihm nicht ablehnend ge-
genüber. Herr C. Schaefer als Referent verbreitete ſich ein-
gehend über die Materie und empfahl den Magiſtratsvorſchlag
zur Annahme, wonach die Stadt bereit iſt, die Hälfte der Koſten
für die Erwerbung der fraglichen Landſtücke zu tragen, wenn
der Kreis zu den Erwerbungskoſten die andere Hälfte beiſteuert.
Die Stadt knüpft, wie Herr Bürgermeiſter Schmidt erläuternd
ausführte, daran die Bedingung, daß der Bahnhof an der Halle-
Leipziger Cauſſee zur Errichtung kommt, und daß eine Stich-
bahn gebaut wird, die den Güterverkehr von der Staatsbahn
nach der Elſtertalbahn regelt. Jm Kollegium war die Stim-
mung allgemein für die Bahn, ſodaß der Mägiſtratsvorlage im
Prinzip zugeſtimmt wurde.

Erfurt, 14. Januar. Der Vorſtand des Konſervativen Ver-
eins zu Erfurt hat an den Oberſten von Reutter folgendes Tele-
gramm gerichtet: „Dank und Hochachtung dem Manne, der
ſeine Perſon eingeſetzt hat für die Ehre und das Anſehen des
deutſchen Heeres! Der Vorſtand des Konſervativen Vereins
in Erfurt. Schettler.“

Erfurt, 14. Januar. Jn der vergangenen Nacht ſtürzte der
Schneidermſtr. Himmelreich aus Groß-Monra bei Kölleda ver-
mutlich infolge eines Schwindelanfalles von der ſteinernen Ein-
gangstreppe eines Hotels am Bahnhofsvorplatz rücklings ab.
Er trug einen ſchweren Schädelbruch davon, an dem er auf der
Stelle ſtarb.

Groß Gräfendorf, 14. Januar. Der langjährige Amtsvor-
ſteher Wagner hat, einer Blättermeldung zufolge, ſein Amt
niedergelegt.
Plauen, 14. Januar. Die im ſtädtiſchen Krankenhauſe
tätige Krankenpflegerin Wagner verübte in der Erregung über
einen Zwiſt mit Kolleginnen am Dienstag abend Selbſtmord,
indem ſie ſich vergiftete.

Jlmenau, 12. Januar. Hier ſtarb der Fabrikarbeiter Louis
Klopf an den Folgen eines Fußtrittes, den ihm ein anderer Ar-
beiter in einer Gaſtwirtſchaft nach kurzem Wortwechſel verſetzt
hatte. Der Verſtorbene hinterläßt eine Witwe mit ſechs un-
mündigen Kindern. Die gerichtliche Verfolgung iſt eingeleitet.

Vermiſchtes.
Tokio, 13. Januar. Der vulkaniſche Ausbruch auf Sakuraſchima

begann am Sonntagabend. Ungeheure Felsblöcke ſchlugen über 800
Meter hoch und über 30 Kilometer weit. Lavaſtröme floſſen an dem
Berge herab und begruben drei Dörfer. Die Einwohner flüchteten auf
das Feſtland und Hunderte von ihnen müſſen umgekommen ſein. Das
Feuer ſerang auf einen Wald auf dem Feſtlande über. Weitere Aus
brüche ſchleuderten brennende Lavamaſſen bis nach Kagoſchima hinüber
und ſteckten dieſe Stadt in Brand. Auch hier kamen Hunderte von Ein
wohnern um. Die Fliehenden fuhren in Güterwagen nordwärts, und
am Abend war die 70 000 Einwohner zählende Stadt ſchon vollkommen
verlaſſen. Ein in Kamanoto geſtern eingetroffenes Telegramm berichtet,
daß der Telegraphiſt der einzige in Kagoſchima zurückgebliebene Beamte
ſei. Die ganze Stadt ſei in Aſche und Rauch gehüllt. Amtliche Mit-
teilungen beſagen, daß eine Flutwelle die Schrecken des Vulkanausbruches
auf Sakuraſchima vermehrt habe. Hunderte von Häuſern ſeien zerſtört
oder beſchädigt worden, viele Einwohner getötet oder verletzt. Jmmer-
hin glauben die Behörden, daß größere Menſchenverluſte nur auf der
einen Jnſel vorgekommen ſeien.

Bad Wildungen, 14. Januar.u Der Hofmeiſter Thiele von der be-nachbarten Domäne Waldeck ließ auf dem Bahnhof Waldeck einen
Bullen verladen. Das Tier wurde wild, riß ſich los und ſtürzte ſich auf

es lebensgefährlich verletzte. Jm Krankenhaus iſt Thiele ver

Boktrop (Weſtfalen), 14. Januar. Hier hat im Laufe des heutigen
Tages der ausländiſche Bergmann Zeet ſeiner Frau und einem 4jährigen
Kinder mit einem Raſiermeſſer die Kehle durchſchnitten und ſich ſodann
ſelbſt an einem Bettpfoſten erhängt. Die furchtbare Tat hat einen ent-
ſetzlichen Hintergrund. Der Mann hatte mit ſeiner 11jährigen Tochter

r Leſuee los n sur einer Anklage wegen
geführ e. Um ſi er i erübted ſealwe t ch trafe zu entziehen, verübte er

uttgark, 14. Januar. Zu dem Luſtmord in Tübingen, der dieſeTage verübt wurde und worüber wir e berichteten, wird anetoei
Es handelt ſich bei dem ermordeten Mädchen um die 10jährige Jrma
Deſſauer. Als mutmaßlicher Mörder wurde der 28jährige Hausknecht
hete Maier aus Unterjeſingen verhaftet, der dann ein Geſtändnis ab-

Konſtanz, 14. Januar. Auf dem Unterſee ſind, wie wir iberichteten, 4 junge Leute durch Kentern e Bootes beim S
trunken. Die Namen der Verunglückten, die ſämtlich in einer Schrei-
nerei in Mammern beſchäftigt waren, ſind: Hugo und Anton Ruf, Au-
guſt t grsgt e gwite alle aus Hhningen.

n, Januar. n dem kleinen ſächſiſchen Orte Falkenauen die 5 Jahre alte Tochter des Handwerksmeiſters Maringer wieder
V eine Katze gequält, trotzdem die Mutter ſie ermahnte, das Tier in
De zu laſſen. Als die Quälereien aber neu begannen, wandte ſich das

das Kind und richtete es furchtbar zu. Dem Kinde wurden
e aus den Höhlen geriſſen, Naſe und Wangen zerfleiſcht und die

ehle durchgebiſſen. Die Mutter fand ihre Tochter blutüberſtrömt am

Boden liegen. Zwei Stund ä tVerletzungen. 8 en ſpäter ſtarb das Kind an den erlittenen

Gerichkszeitung.

Prozeß gegen den n Hopf.
e rankfurt a. M., 13. Januar.und Ka geſtern wird hier vor dem Schbehvel t gegen den Fechtlehrer

nd Kaufmann Hopf verhandelt, der im Laufe der Zeit mehrere ſeiner
nächſten Angehörigen durch Gift getötet hat.

e e wird berichtet:un achverſtändiger Dr. Fortmann (Klein-Schwad erſte Fran des Angeklagten behandelt. Die S hade n Dahne
u ſehr ſtreitſüchtig ſei, ſie beſitze aber guten Einfluß auf ihn. Die

San annte ſich gut im Laboratorium aus und aſſiſtierte fleißig. ihrem
per Hopf ſei ihm immer als Kurpfuſcher unter den Tierärzten erſchie
driu m 9. ktober 1902 wurde er nach Niederhöchſtadt berufen. Die
Menge ihm, ſie habe eine Hochzeit mitgemacht, dabei Hummer-
ter gegeſſen und ſich daran den Magen verdorben. Sie hatteſt n rbrechen, Durchfall und Leibſchmerzen. Er mußte die Frau häu-

e n chen. Als er keine Erklärung für das Krankheitsbild fand, habe
ſchließt r Sanitätsrat aus Cronberg zugezogen. Die Diagnoſe wurde
äne t h auf hochliegenden Darmkatarrh geſtellt. Es wurde eine Magen
und Nicht vorgenommen, bei der die Frau die Beſinnung wieder verlor
e 7 wieder erwachte. Der Zeuge hat Hopf gebeten, er möge ihm
re Sektion im Sarge geſtatten, da das Krankheitsbild nicht zu

war. Hopf geſtattete das auch und der Arzt ſtellte ein aufge
m es Geſchwür am Zwölffingerdarm feſt. Bei der Kürze der Zeit
and em mangelhaften Licht es war nur eine Petroleumlampe dor-

T „Ueßen ſich nähere Feſtſtellungen nicht machen. Wie der
zende feſtſtellt, hat Hopf, der mit dem Arzt freundſchaftlich verkehrte,

deſſen Rücken einen Artikel in die „Fackel“ bringen wollen. Der
ngeklagte erklärt hierzu, man habe ihm geſagt, daß der Zeuge alle mög-

lichen Gerüchte über ihn verbreite; jetzt wiſſe er aber, daß man ihn darin
getäuſcht habe. Auf lage durch den Verteidiger erklärt der Zeuge,
es 8 möglich, daß das Krankheitsbild durch einen verdrorbenen Magen
entſtanden ſei, ebenſogut aber auch durch Arſenvergiftung. Er habe
ſelbſtverſtändlich an eine natürliche Todesurſache gedacht. Das Erbrechen
der Frau ſei ſehr ſtark geweſen, bis zu 80mal am Tage. Nächſter
Zeuge iſt der Vater der zweiten Frau, Kaufmann Schneider (Frankfurt a.
M.), der bekundet, daß ſich der Angeklagte im Jahre 1903 ſeiner Toch-
ter näherte. Der Zeuge war nicht ſehr für die Ehe eingenommen, weil
der Angeklagte 40 und ſeine Tochter 20 Jahre alt war. Als er ſeiner
Tochter riet, die Verlobung aufzuheben, drohte Hopf, er werde etwas tun,
worüber ſich ganz Frankfurt aufregen würde. Die Eheſchließung erfolgte
im Herbſt 1904. Jm Frühjahr 1905 ſchloß der Angeklagte die Lebens-
verſicherung ab, und zwar zum Erſtaunen des Zeugen eine gegenſeitige.
Kurz nach dem Abſchluß der Verſicherung ſei ſeine Tochter erkrankt. Jm
Februar 1906 gebar ſie ein Kind, das nicht beſonders kräftig, aber nor-
mal war. Nach ein paar Tagen erzählte der Angeklagte, das Kind ſei
krank und werde kaum dürchkommen. Es iſt tatſächlich nur 6 Wochen
alt geworden. Nach dem Tode des Kindes ſei ſeine Frau wieder er-
krankt. Sie wurde zu ihren Eltern nach Frankfurt gebracht. Der An-
geklagte wollte von der Überfhrung ins Elternhaus nichts wiſſen; er gab
ſeine Zuſtimmung nur unter der Bedingung, daß Dr. Fortmann ſie dort
behandle. Während der 4 Wochen hat der Angeklagte ſeine Frau nicht
beſucht und nicht an ſie geſchrieben. Nach der Rückkehr zu dem Ange-
klagten ſei die Frau wieder erkrankt. Er ſei dann zu dem Angeklagten
gegangen und habe ihm ins Geſicht geſagt, daß er ſeiner Frau Gift bei-
bringe. Es gingen in Niederhöchſtadt auch ſolche Gerüchte. Der Ange-
klagte wurde aufgeregt und ſagte, man ſolle ihm Namen nennen. Der
Zeuge erwiderte, dann müſſe er in Niederhöchſtadt unten anfangen und
oben aufhören. Trotz des ſchweren Vorwurfes ſei der Angeklagte ſehr
liebenswürdig geweſen und habe ihn auch auf die Bahn gebracht. Der
Zeuge holte ſeine Tochter nach Frankfurt zurück, wo ſie ſehr krank wurde.
Die Augen wurden trübe, die Zunge aufgelaufen, aus dem Munde kam
eine ſchwarze Flüſſigkeit. Er hat dann beim Oberſtaatsanwalt in Frank-
furt Anzeige erſtattet. Die Sache wurde nach Wiesbaden abgegeben, das
zuſtändig war. Das Verfahren wurde eingeſtellt, wie der Zeuge glaubt,
ohne daß eine Prüfung ſtattfand; nicht einmal eine Hausſuchung wurde
bei dem Angeklagten abgehalten. Die Ehefrau Schneider beſtätigt die
Angaben ihres Mannes. Die Zeugin läßt ſich dann noch des längeren
über den Tod des Kindes Elſa aus. Sie ſei eines Tages gerufen wor-
den. Das Kind, das vorher ganz geſund geweſen war, habe ſehr gejam-
mert. Jhre Tochter habe geweint, daß ſie nun das Kind verlieren würde.
Am Abend ſei Hopf nach Hauſe gekommen und ſeine Frau habe ihn ge-
fragt, ob er ihm keine Linderung verſchaffen könne. Der Angeklagte
habe dann eine gelbliche Flüſſigkeit in die Milch gegeben. Abends ſet
das Kind dann geſtorben. Hopf habe getan, als ob ihm der Tod des
Kindes ſehr nahe ginge. Er ſagte, warum iſt doch das Kind geſtorben;
warum habe ich nicht an ſeiner Stelle ſterben können.

Lokales.

Merſeburg, 15. Januar.
Steuer-Erklärungen. Der preußiſche Miniſter der Finan-

zen erklärte geſtern im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, er ſei
bereit, die Friſt zur Abgabe der Steuer- Erklärungen bis zum
31. dieſes Monats zu verlängern. Auf die bezügliche Be-
kanntmachung des Königlichen Herrn Landrats in vorliegender
Nummer ſei hiermit noch beſonders hingewieſen.

Keine Schlafwagen 3. Klaſſe. Seit einiger Zeit bemühen
ſich Handelskammern und andere kaufmänniſche und gewerb-
liche Jntereſſenvertretungen um Einführung von Schlafwagen
3. Klaſſe im Gebiet der preußjiſch-heſſiſchen Staatsbahnen nach
dem Muſter von Schweden. Aus den Veröffentlichungen ge-
wann man zum Teil den Eindruck, daß die Schlafwagen 3.
Klaſſe nicht mehr lange auf ſich warten laſſen würden. Dem-
gegenüber verlautet zuverläſſig, daß die preußiſch-heſſiſche Eiſen-
bahnverwaltung an die Jnbetriebnahme von Schlafwagen 3.
Klaſſe nicht denkt. Damit iſt nicht geſagt, daß ſie niemals kom-
men. Aber nach dem Muſter Schwedens bei uns zu verfah-
ren, iſt ganz undenkbar. Zunächſt iſt dort ein weit größerer
Bedarf für Schlafwagen, weil manche Bahnſtrecken ſo lang
ſind, daß man überhaupt nur öde Gegenden durchfährt und
notgedrungen in der Eiſenbahn übernachten muß. Dann aber
haben dieſe Schlafwagen auch Kabinen, in denen je ſechs Per-
ſonen zuſammenliegen, was für deutſche Verhältniſſe keines-
wegs paßt. Es iſt nicht jedermanns Sache, mit fremden Per-
ſonen in ſolcher Anzahl einen Schlafraum zu haben. Der Preis
beträgt allerdings nur rund 3 Mark für die Fahrt, während bei
uns die Fahrt im Schlafwagen 2. Klaſſe 8 Mark Zuſchlag koſtet.
Dafür werden aber auch ganz andere Annehmlichkeiten ge-
boten.

Merſeburger Muſikverein. Das dritte Konzert im König-
lichen Schloßgartenſalon reihte ſich geſtern abend würdig an
die beiden erſten an. Jn Fräulein Eva Katharina Lißmann
lernten wir eine Sängerin kennen, die über anſehnliche Stimm-
mittel verfügt und eine gründliche und gute Ausbildung ge-
noſſen hat. Wenn auch ihre Darbietungen namentlich im An-
fang infolge einer eben erſt überſtandenen Erkältung hier und
da zu wünſchen übrig ließen, ſo zeigte die Künſtlerin doch im
weiteren Verlauf des Abends viel Gutes, daß ſicherlich alle Be-

ſſucher des anregenden und genußreichen Konzerts voll befrie-
digt waren. Ausgezeichnet war „Mariä Wiegenlied“, und die
beiden andern luſtigen Sächelchen von Reger fanden ebenfalls
gute Aufnahme. Der Löwe des Abends war Herr Severin Ei-
ſenberger, der mit Recht hochgefeierte Klaviervirtuoſe. Er
brachte ein ſehr intereſſantes und vielſeitiges Programm und
ſpielte, wie das nicht anders zu erwarten war, meiſterhaft. Er
begann mit der Suite Gmoll von Händel, dann folgte Paſto-
rale und Capriccio von Scarlatti-Tauſig. und Les Fifres von
Dandrien-Friedman. Der Künſtler wurde durch dreimaliges
Herausklatſchen ausgezeichnet. Den zweiten Teil ſeiner Vor-
träge bildeten der große Carneval von Schumann, in dem ſich
die ganze Kunſt des genialen Virtuoſen herrlich entfaltete.
Nach dieſer Glanznummer wollte der Beifall garnicht enden.
Im dritten Teil ſpielte er Rondo Ddur von Schubert, Gonde-
liera von Liſzt und den Hochzeitsmarſch und Elfenreigen von
Mendelsſohn-Liſzt. Von dieſen drei Stücken, die alle mit glei-
cher Meiſterſchaft zum Vortrag kamen, gefiel das letzte am
meiſten, und der liebenswürdige Künſtler gab eine Zugabe, und
als der Beifall immer weiter durch den Saal brauſte, gar noch
eine zweite dazu. Der Jbachflügel aus dem Magazin Döll zu
Halle ſprach in allen Lagen prächtig an. Unter den Händen
des jungen Meiſters ſang er wie zarte Geigen und Flöten,
bald ſchmetterte er wie Trompeten, bald donnerte er wie Pau-
ken. Es war ein Hochgenuß, dem Künſtler zuzuhören. Fr.

Froſt. Das ſeit einigen Tagen eingetretene Froſtwetter
hält an. Heute in den Morgenſtunden zeigte das Thermometer
12 Grad Celſius. Die Eisernte iſt im Gange. Der vordere

noch nicht freigegeben worden, vielleicht geſchieht es aber in
aller Kürze.

Moltkes Vorbereitung des Krieges 187071.
Vom Kaiſerl. Ottoman. Major im Generalſtab Fr. C. Endres.

(Fortſetzung.)
Man trank ruhig zuſammen den Tee, da ſchlug Moltke auf

einmal mit der Hand auf den Tiſch: „Laßt ſie nur kommen!“
rief er aus: „Mit oder ohne Süddeutſchland; wir ſind ge-
rüſtet.“

Allgemeines Erſtaunen, aber Moltke ſprach nichts weiter
ünd reiſte ab.

In Berlin fand am 13. Juli eine Unterredung zwiſchen
Moltke, Bismarck und Roon ſtatt. Bismarck, niedergeſchlagen
durch das Nachgeben des Königs in der ſpaniſchen Thronfrage,
ſprach die Abſicht aus, ſeine Demiſſion zu geben, als die be-
rühmte Emſer Depeſche eintraf. Dieſe Depeſche, in der ur-
ſprünglichen Faſſung, klang, wie Moltke ſich ausdrückte, wie
„Chamade“. Die Niedergeſchlagenheit der drei großen Män-
ner war dadurch noch geſteigert worden.

Aber in dieſem Moment ſchuf der Rieſengeiſt des Kanz-
lers eine ganze Zukunft! Er redigierte mit großem Geſchick
die Depeſche, die nun nach Moltkes Wort klang „wie eine Fan-
fare in Antwort auf eine Herausforderung“.

So wurde ſie in die Welt geſandt und erreichte, was beab-
ſichtigt war. Wie der Stier auf das rote Tuch, ſo rannte die
franzöſiſche Regierung auf dieſe „Fanfare“ los. Das wußte
Bismarck ſchon im voraus.

Nun war alle Niedergeſchlagenheit dahin. Moltke, der
nur in ganz großen Augenblicken ſeines Lebens die Ruhe ſeines
Weſens mit großer Lebhaftigkeit vertauſchte, ſchlug ſich mit der
Hand vor die Bruſt und rief aus: „Wenn ich das noch er-
lebe, in ſolchem Kriege unſere Heere zu führen, ſo mag gleich
nachher „die alte Barkaſſe“ der Teufel holen“.

Da enthüllt uns der große Schweiger ein Stück ſeiner Na
tur! Da hören wir nicht den Generalſtabschef, ſondern den
Feldherrn Moltke! den Soldaten, der ganz, ganz Soldat war!

Am 15. Juli abends durchflog der kleine Befehl des ganze
Reich, der die rieſige Maſchine in Bewegung ſetzen ſollte: „Die
Armee iſt planmäßig mobil zu machen.“

Und jetzt belohnte ſich jahrelange, ſcheinbar zweckloſe Frie
densarbeit, jetzt zeigte es ſich, mit welch genialer Vorausſicht
Moltke die großen Richtungslinien gegeben hatte, wie ſeine Ei-
ſenbahnpolitik militäriſch ſich verwertet, wie die Schulung des
Generalſtabs, der Adjutanturen, der Bezirkskommandos in Mo
bilmachungsſachen durchweg auf vernünftiger Baſis ruhte, wie
man allenthalben die Grenzen des Möglichen erkannt, die not-
wendige Zeit richtig berechnet hatte.

Die franzöſiſche Armee wurde prahleriſch archipret ge-
nannt, die deutſche war es.

(Schluß folgt.)
Peſt, 14. Januar. Die heutige Sitzung des ungariſchen

Abgeordnetenhauſes geſtaltete ſich noch ſtürmiſcher als die ge
ſtrige. Die Oppoſition empört darüber, daß der Jmmuni-
tätsausſchuß den Antrag ſtellen wird, den oppoſitionellen Ab-
geordneten Zlinszky für 45 Tage und fünf andere Abgeordnete,
darunter den Grafen Michael Karolyi und Julius von Juſth,
für je 15 Tage auszuſchließen rief derartig wüſte Lärmſzenen
hervor, daß der Präſident zahlreiche Abgeordnete zur Ordnung
rufen mußte. Da die von den Sitzungen ausgeſchloſſenen Abge-
ordneten die Aufforderung, den Saal zu verlaſſen, unbeachtet
ließen, unterbrach der Präſident die Sitzung und gab der Par-
lamentswache den Befehl, dieſe Abgeordneten eventuell mit Ge-
walt hinauszuführen. Als die Wache dieſem Befehl nachkom-
men wollte, verließen die ausgeſchloſſenen Abgeordneten unter
ſtürmiſchen „Eljen“- Rufen der oppoſitionellen Abgeordneten
den Saal.

Generalſtreik und Kriegsrecht in Südafrika.
Die Gewerkſchaften haben ſich, wie vorauszuſehen war, ge-

ſtern in Johannesburg für den Generalſtreik entſchieden. Da-
durch iſt die Lage außerordentlich ernſt geworden; die Regie-
rung hat ſofort das Kriegsrecht über die Stadt verhängt.

London, 14. Januar. Jn Johannesburg wurde der Gene-
ralſtreik proklamiert; die Behörden haben das ſofort mit dem
Kriegsrecht beantwortet. Die Regierung hat alle Kohlenvor-
räte beſchlagnahmt; die Konfiskation der Lebensmittel dürfte
bald erfolgen, da Fleiſch und Milch auszugehen drohen. Die
meiſten Zeitungen haben ihr Erſcheinen eingeſtellt; das Telegra-
phieren wird ſchwierig. Die Streikenden verhalten ſich vorläu-
fig ruhig; ſie ſcheinen ſelbſt einzuſehen, daß dies die beſte Poli-
tik iſt. Jhre Leitung verurteilt aufs ſchärfſte alle Dynamit-
anſchläge. Der Streik ſoll das Land täglich 5 Millionen Mark
koſten

Die Erdbebenkatoſtrophe in Südjapan.

London, 14. Januar. Aus Newyork wird gemeldet:
Nach einer Depeſche der Newyork Sun aus Tokio fürchtet man,
daß faſt hunderttauſend Menſchenleben dem Ausbruch des Vul-
kans Sakura in Südjapan zum Opfer fielen. Die auf dem
Feſtlande mehrere Meilen von der Jnſel mit dem Vulkan ge-
legene Stadt Kagoſchima iſt durch Feuer und Flutwellen gänz-
lich zerſtört worden. Aus Nagaſaki wird gemeldet, daß Ma-
rineabteilungen Kagoſchima erreicht hätten.ck Der Ausbruch
dauert fort. Montag nacht zerſtörten furchtbare Erdbeben die
Städte und Dörfer an der Küſte von Kagoſchima. Breite und
lange Erbebenſpalten erſtrecken ſich nach allen Richtungen. An
zahlreichen Punkten der Küſte von Kyuſchu fanden geſtern Erd-
beben und Vulkanausbrüche ſtatt. Die Küſte wurde von einer
Flutwelle überſchwemmt und Aſchenregen ging bis Oſaka im
Oſten und Ogaſawara im Süden nieder.

Tokio, 14. Januar. Der Kapitän des japaniſchen Kreu-
zers „Tone“ meldet drahtlos, daß in Kagoſchima niemand am
Leben geblieben ſei. Ein Schiff, das nach dem erſten Ausbruch
des Vulkans 307 Flüchtlinge an Bord nahm, ſoll während des
zweiten Ausbruches geſunken ſein.

Nagaſaki, 14. Januar. Nach drahtlos übermitteltem Be-
richt eines Kriegsſchiffes iſt die Stadt Kagoſchima 15 Fuß hoch
mit Aſche bedeckt. Sechshundert Häuſer ſind eingeſtürzt. Die
Jnſel Sakuraſchima iſt dem Verderben preisgegeben. Sie iſt

Gotthardtsteich iſt vorläufig für Schlittſchuhläufer polizeilich in Rauchwolken gehüllt, durch welche Flammengarben zucken.
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Nummer 13. 1914. Merſeburger Kreisblatt nebſt „Jlluſtr. Sonntagsblatt“. Freitag, den 16. Jan uar
Amkliche Bekannkmachungen.

Bekannkmachung.
Mitte Januar d. J. findet Scharf-

ſchießen des Feld Artillerie Regi-
ments Nr. 75 in dem Gelände
zwiſchen den Ortſchaften Merſeburg
Knapendorf Bündorf Biſchdorf
Burgſtaden Klein Gräfendorf
Raſchwitz Reinsdorf Niederclobi-
cau--Blöſien Geuſa- Atzen dorf
Merſeburg mit der allgemeinen
Schußrichtung auf Niederclobican
ſtatt.

Gefährdet iſt das Gelände inner-
halb der vorgenannten Ortſchaften.

Die in das gefährdete Gelände
führenden Wege werden von Be
ginn des Schießens ab durch Poſten
geſperrt ſein, deren Anweiſungen die
her beystreruns Folge zu leiſten

at.
Sollten einzelne Blindgänger, das

ſind nicht zerſprungene Geſchoſſe, ge
funden werden, ſo iſt jedes Be-
rühren dieſer Geſchoſſe bei großer
Lebensgefahr verboten. Vielmehr
iſt die Stelle zu bezeichnen und ent

mſprechen de Mitteilung ſofort an das

Regiments- Geſchäftszimmer im Ka-
ſernement zu Halle a. S., Merſe-
burgerſtraße 93, zu ſenden. Die
Abſchätzung des Frlurſchadens
und Auszahlung der Beträge ſoll
unmittelbar nach Beendigung des
Schießens durch eine vom Regiment
ernannte Kommiſſion erfolgen. Den
Beſitzern empfehle ich daher, ſich nach
Beendigung des Schießens auf ihren
Aeckern einzufinden.

Merſeburg, den 14. Januar 1914,
Der Königliche Landrat.

Freiherr von Wilmowski.
vekannkmachung.

Mit Rückſicht auf die räumlichen
Verhältniſſe des Steuerbüros und in
Anbetracht des außergewöhnlichen
Andranges bringe ich hiermit zur
öffentlichen Kenntnis, daß ich gern
bereit bin, Anträgen aufVerläugerung
der Friſten zur Abgabe der Steuer
erllärungen für 1914, ſowie der
Vermögenserklärungen zur Veran-
lagung des Wehrbeitrags zu ent-
ſprechen.

Merſeburg, den 15. Januar 1914.
Der Vorſitzende

der Einkommenfſteuer-Veraulagungs-
Kommiſſion.

Freiherr von Wilmowski.
Der praktiſche Arzt Dro weg.

Reinhold Böttcher hierſelbſt iſt als
Armen, Kommunal- und Polizei-
arzt für hieſige Stadt angeſtellt.

Wohnung: Burgſtraße Nr. 13, I.
Sprechſtunden werktäglich:

8--10 Uhr vormittags und
2 3 Uhr nachmittags.

Perſonen, welche öffentliche Unter-
ſtützung beziehen, ſowie arme mittel-
loſe Kranke, welche unentgeltliche
ärztliche Behandlung in Anſpruch
nehmen wollen, haben ſich zuvor
behufs Erteilung eines entſprechen-
den Ausweiſes in unſerem Armen-

J

e

u

amt, Rathaus 1 Treppe links, zu
melden.

Merſeburg, den 12. Januar 1914.
Der Magiſtrat.

DieStadtverordnetenverſamm tung
hat für das laufende Jahr

Herrn Landesrat Bothe zu ihrem
Vorſteher,

Herrn Sekretär der Landes Ver
ſicherungs Anſtalt Schröder zum
Schriftführer und

Herrn Regierungs Hauptkaſſen-
Buchhalter Elze zu deſſen Stell
vertreter gewählt.

Merſeburg, den 15. Januar 1914.
iſtrak.

Befkannkmachung.
Das Königliche Oberverſicherungs-

amt (Beſchlußkammer) hat als ärzt-
liche Sachverſtändige (Gerichtsärzte
des Oberverſicherungsamts) für die
Zeit vom 1. Januar 1914 bis zum
31. Dezember 1917 folgende Aerzte
gewählt:
den Köuiglichen Regierungs und

Medizinalrat Dr. Janſſen,
den Königlichen Kreisarzt, Medizinal

rat Dr. Steinkopff,
den praktiſchen Arzt Dr. Brohmann u.
den praktiſchen Arzt Dr. Weinreich,
ſämtlich zn Merſeburg.
Merfſeburg, den 31. Dezember 1913.
Königliches Oberverſicherungsamt.

Der Vorfſitzende.
Jn Vertretung:

gez: Liſtemann.

Merſeburg, den 8 Januar 1914.
Das Verſicherungsamt
der Stadt Merſeburg.

Private Anzeigen

Friſch eingetroffen:

extra ſtarke Haſen,
auch zerlegt,

Ia. friſche Reh u. Damkalb-
Rücken, -Keulen u. -Blätter,
große wilde Kaninchen,
feinſte Dresd. Hafermaſtgänſe,

auch halbiert,

Puter u. Puthennen,
Poularden, Perlhühner,

Kochhühner, junge Tauben

Emil Wolf.
Schnes Hachn.

bei

Erstklassiges Spezialgeschöft für
und Tricotag en
Steinſtr. 83.

Strnmpfwaren
v aHalle a. S., r.
Gutkeimende

Gurkenkerne,
lange grüne, gibt ab

Hermann Landmann, Landwirt,
Alt-Grochlitz Nr. 5.

m

Gelegenheitskanf für
Supernumerare pp.

Fechner: Geſetzgeb. Bibliothek,
9 Bände,

v. Bitter: Handbuch der Preuß.
Verwaltung, 2 große Bände.

Beide Werke in tadelloſem Zu-
ſtande, faſt neu, billigſt zu verkaufen.

Näheres in der Exped. d. Blattes.

III
Welche Dame o. w. Herr würde

ſich mit ſauberem Violinſpiel an
einem guten Enſemble beteiligen?

Off. unter „Muſik“ a. d. Expd.

esleichte Kettenloss
à ist jetzt das beliebteste Rad. Selbst

J auf schmutzigsten Straßen läuft es i
unverändert ſeicht, da alle Uebertra-
gungsteile staubdicht eingeschlossen

sind es ist Sdus Rad des 20. Jahrhunderts
o ttenlog SVerlangen Sie Broschüre „Ke ttenlos.“

es Se r
de

m

cKochfräulein.
Jn meiner Fremden-Penſion finden

noch junge Damen beſſerer Stände
für die Zeit vom 1. Mai bis
1. Oktober freundliche Aufnahme zur
Erlernung der ff. Küche unter meiner
Leitung. Lehrgeld 200 Mk.
Frau Bergmann, Braunlage, Harz.

Rittergut Kriegsdorf
bei Merſeburg

2Pſerdeknechtfamilien

Stadttheater in Halle.
Freitag, 16. Jan., abends 71 Uhr:
Der lebende Leichnam.

Amtlicher Marktbericht vom Mager-
viehhof in Friedrichsfelde. Schweine und
Fe kelmarkt am Mittwoch, den 14. Januar
1914. Auftrieb der Schweine: 655 Stück:
Fertel: 1173 Stück. Verlauf des Marktes
Lebhaftes Geſchäft.

Es wurde gezahlt im Engroshandel
für: Läuferſchweine, 7-8Mon. ult:
Stück 46 57 M., 5--6 Mon. alt, Stück
34 45 M, Pölke: 3--4 Mon. alt:
Stück 26—33 M. Ferkel: 9--13 Wochen
olt, Stück 21 25 Mk., 6--8 Wochen alt
Stück 14 20 Mk.

Die Direktion des Magerviehgsofes.

Entenplau S.

Fortdauer des großen Sa van

his 17. d. Mts.
en-Räumungs- Verkaufs

Alle Modewaren und Reſtbeſtände,
die unbedingt geräumt werden ſollen, ſind nochmals

d D Jweitgehend ermäßzigt.

Jeder Einkauf iſt daher beſonders lohnend und bedeutet größte Gelderſparnis.

Otto Dobkowitz, Merſeburg,
Entenplan S.

r J
Aufmerksame MüsstgstBodienung. Se00000000000 vo Preise.

o0oo o 9000000000000
Karl Tänzer

Merseburg. Adolf Schäfers Nachf. Bntenplan 7
Spezinalgeschäft

i (185Zraui- und Srstlings-
Waäscheausstattungen.

0 PFernspr. 259. 9
o

ooo o

J

000000000000
Grosse
Auswahl.

500000000000 woSoltde
Qualitäten. 000000000

Vorſchuß- Verein zu Merſeburg

eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht
ladet hiermit zu der am

Sonntag, den 13. Januar 1914 nachmittags 3, Uhr
im Saale der Reichskrone ſtattfindenden

außerordentlichen Generalverſammlung
ſämtliche Mitglieder des Vereins ergebenſt ein.

Tagesordnung:
1. Wahl des Kaſſierers reſp. Kontrolleurs.
2. Beſchlußfaſſung über den ſchriftlichen Bericht des Verbandsreviſors.
Merſeburg, den 9. Januar 1914.

Der Aufſichtsrat des Vorſchuß-Vereins zu Merſeburg,
eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht.

G. Winkler, Vorſitzender.

Stadtſparkaſſe Lauchſtedt.
Tägliche Verzinſung der Einlagen mit 3*, Prozent. Rück-

zahlung nach Lage des Kaſſenbeſtandes auch
ohne Kündigung.

Verzinſung geſperrter Spareinlagen
nach Vereinbarung bis

R4 Prozent.
Kaſſenſtunden: 8--12 Uhr vormittags, 2--4 Uhr nachmittags.

Eingetroffen ſind

S rig väniſche, holſteiner
e in belgiſche Pferde,

und ſtehen ſtets in großer Auswahl zum Verkauf
Gaſthof Grüne Eiche, Lützen.J. V. A. S h, Pferdehändler, Telef. z. 305.

5

Wird der grösste Tell der Wege
zurückgelegt. Gerade deshalb
empfiehlt sich der Gebrauch der
Continental Gummi-Absätze. An-
genehm weicher, elastischer Gang.
Erschatterungen vermindert.
Verlangen Sie daher stets

Continental
Gummi-Absätze

Enorm haltbar
S Sschweimer Gummiwaren- industrie
e G. m. b. H. Schweim W.

Neu eingeführt!

Sleletr. Sichitväder.
Russ. röm. Bäder. Moor- u. Kastendampf-, sowie

alle Kurbäder. Massage. d
Johannisha M ersebursg, el. Nr. 245.

Johannisstr. 10.

Rheumatische Schmerzen, Reiben.
Hexenschuß. In Apotheken Fl. M 1.30. S

S

J

S
88 7

S c

S


	Merseburger Kreisblatt
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 13
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]






